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31 - 1711.0/2 

 

 

Immissionsschutz; 

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 

Antrag auf Errichtung und Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage zum Einsatz 
von Biogas durch die Bio-Energie Spöckmühle GmbH, Spöckmühle 1, 87757 Kirchheim, 

auf den Grundstücken Flur-Nrn. 529 und 530 der Gemarkung Spöck  
 

 

Die Bio-Energie Spöckmühle GmbH betreibt auf den oben genannten Grundstücken eine Biogasanlage. 

Die Anlage liegt im bauplanungsrechtlichen Außenbereich (§ 35 Baugesetzbuch - BauGB). Die GmbH 
beantragte am 20.11.2015, Antrag eingegangen am 30.05.2016, die immissionsschutzrechtliche Geneh-

migung für die Errichtung und den Betrieb einer Verbrennungsmotoranlage für den Einsatz von Biogas. 

Die Feuerungswärmeleistung der beiden Motoren soll durch die Aufhebung der steuerungstechnischen 

gegenseitigen Verriegelung von derzeit 945 kW auf insgesamt 1.718 kW erhöht werden. 

 

Das Landratsamt Unterallgäu führt ein vereinfachtes immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfah-

ren gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit Nr. 1.2.2.2 des An-

hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) durch.  

 

Für das Vorhaben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht generell vorgeschrieben. Über deren 
Erfordernis ist aber durch eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls (§ 3 c Satz 2 UVPG i.V.m. 

Nr. 1.2.2.2 der Anlage 1 zum UVPG) zu entscheiden. Bei dieser Vorprüfung ist überschlägig zu prüfen, ob 

das Vorhaben unter Berücksichtigung der in Anlage 2 Nr. 2 des UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen haben kann.  

 

Die Prüfung durch das Landratsamt Unterallgäu ergab, dass das Vorhaben keiner Umweltverträglich-

keitsprüfung bedarf. Diese Feststellung wird entsprechend § 3 a des UVPG bekannt gegeben und ist 

nicht selbständig anfechtbar.  

 
Die Belange des Umweltschutzes werden im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-

verfahrens geprüft.  

 

Mindelheim, 26. Oktober 2016 
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33 - 6410.1 

 

 

Vollzug der Wassergesetze; 
Herstellung eines Parallelgerinnes und Umbau des Sohlabsturzes in eine Sohlrampe 

auf Höhe der Grundstücke Flur-Nrn. 654/2, 655/1 und 655 
der Gemarkung Wiedergeltingen als Ersatzmaßnahme für die eigentlich im Zuge 

der Erschließung erforderliche Regenrückhaltung 
 
 

Das Landratsamt Unterallgäu stellt hiermit fest, dass die Herstellung eines Parallelgerinnes und der Um-

bau des Sohlabsturzes in eine Sohlrampe auf Höhe der Grundstücke Flur-Nrn. 654/2, 655/1 und 655 der 

Gemarkung Wiedergeltingen als Ersatzmaßnahme für die eigentlich im Zuge der Erschließung erforderli-
che Regenrückhaltung - nach den Unterlagen des Schwäbischen Ingenieurbüros Jellen & Co., Kempten, 

vom Juni 2016 eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht 

(§ 3 a Satz 2 Halbsatz 2 UVPG). 

 

Mindelheim, 24. Oktober 2016 

 

 
BEKANNTMACHUNGEN ANDERER DIENSTSTELLEN UND BEHÖRDEN 

 

 

24 - 9410.0 

 

 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Mindelheim Grundschule, 

Landkreis Unterallgäu, für das Haushaltsjahr 2016 
 

 

I. 
 

Auf Grund der Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes i.V.m. Art. 40 Abs. 1 des Geset-
zes über die kommunale Zusammenarbeit und Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt die Schulver-

bandsversammlung folgende Haushaltssatzung: 

 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im 

 

VERWALTUNGSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit 614.300 € 

 
und im 

 

VERMÖGENSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit 30.000 € 

 

ab. 
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§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 

 
§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 

§ 4 
 

VERWALTUNGSUMLAGE: 
 

a) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlage-Soll) zur Finanzierung von 

Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird auf 405.400 € festgesetzt.  
 

b) Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulver-

bandes umgelegt.  

 

c) Die Verbandsschule Mindelheim wurde am 01.10.2015 von 527 Schülern der Mitgliedsgemeinden 

besucht. 

 

Die Umlage für jeden Schüler beträgt somit 769,26 €. 
 

§ 5 
 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht bean-

sprucht. 

 
§ 6 

 

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01.01.2016 in Kraft. 

 

Mindelheim, 10. Mai 2016 

SCHULVERBAND MINDELHEIM (GRUNDSCHULE) 
 

Dr. Stephan Winter 

Erster Vorsitzender 

 

II. 
 

Die Haushaltssatzung wurde in der öffentlichen Sitzung der Schulverbandsversammlung vom 10.05.2016 

beschlossen. 

 

Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde: 
 

Das Landratsamt Unterallgäu hat als Rechtsaufsichtsbehörde die Genehmigung am 17.08.2016 erteilt 

bzw. mitgeteilt, dass keine genehmigungspflichtigen Bestandteile enthalten sind.  
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III. 
 

Vermerk über die Bekanntmachung der Haushaltssatzung und öffentliche Auflage des Haushaltsplanes 

(Art. 65 Abs. 3 GO): 
 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wurden in der Zeit vom 

16.09.2016 bis 17.10.2016 im Rathaus zur Einsichtnahme aufgelegt.  

 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen außerdem gemäß § 4 der Bekanntmachungs-

verordnung während des gesamten Jahres im Rathaus innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur 

Einsichtnahme auf. 

 

Auf die Auflegung der Haushaltssatzung mit Anlagen wurde durch die Bekanntgabe vom 14.09.2016 

hingewiesen. 
 

Die Bekanntmachung erfolgte durch Anschlag an der Amtstafel im Rathaus und in der Passage der Hos-

pitalstiftung. Der Anschlag wurde angeheftet am 16.09.2016 und wieder abgenommen am 17.10.2016. 

 

 
24 - 9410.0 

 

 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Mindelheim Mittelschule, 

Landkreis Unterallgäu, für das Haushaltsjahr 2016 
 

 

I. 
 

Auf Grund der Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes i.V.m. Art. 40 Abs. 1 des Geset-

zes über die kommunale Zusammenarbeit und Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt die Schulver-

bandsversammlung folgende Haushaltssatzung: 

 
§ 1 

 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im 

 

VERWALTUNGSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit  1.038.900 € 

 

und im 

 

VERMÖGENSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.180.500 € 

 
ab. 

 
§ 2 

 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird 

auf 250.000 € festgesetzt. 
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§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 

 

VERWALTUNGSUMLAGE: 
 

a) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlage-Soll) zur Finanzierung von 

Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird auf 771.300 € festgesetzt.  

 

b) Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulver-

bandes umgelegt.  

 
c) Die Verbandsschule Mindelheim wurde am 01.10.2015 von 389 Schülern der Mitgliedsgemeinden 

besucht.  

 

Die Umlage für jeden Schüler beträgt somit 1.982,78 €. 
 

§ 5 
 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht bean-

sprucht. 

 
§ 6 

 

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01.01.2016 in Kraft. 

 

Mindelheim, 10. Mai 2016 

SCHULVERBAND MINDELHEIM (MITTELSCHULE) 

 

Dr. Stephan Winter 

Erster Vorsitzender 

 
II. 
 

Die Haushaltssatzung wurde in der öffentlichen Sitzung der Schulverbandsversammlung vom 10.05.2016 

beschlossen. 

 

Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde: 

 

Das Landratsamt Unterallgäu hat als Rechtsaufsichtsbehörde die Genehmigung am 17.08.2016 erteilt.  

 

III. 
 

Vermerk über die Bekanntmachung der Haushaltssatzung und öffentliche Auflage des Haushaltsplanes 

(Art. 65 Abs. 3 GO): 

 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wurden in der Zeit vom 

16.09.2016 bis 17.10.2016 im Rathaus zur Einsichtnahme aufgelegt.  
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Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen außerdem gemäß § 4 der Bekanntmachungs-

verordnung während des gesamten Jahres im Rathaus innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur 

Einsichtnahme auf. 

 
Auf die Auflegung der Haushaltssatzung mit Anlagen wurde durch die Bekanntgabe vom 14.09.2016 

hingewiesen. 

 

Die Bekanntmachung erfolgte durch Anschlag an der Amtstafel im Rathaus und in der Passage der Hos-

pitalstiftung. Der Anschlag wurde angeheftet am 16.09.2016 und wieder abgenommen am 17.10.2016. 

 

 
24 - 9410.0 

 

 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Grundschule Wiedergeltingen, 
Landkreis Unterallgäu, für das Haushaltsjahr 2016 

 

 

I. 
 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 7 und 9 des Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) i.V.m. Art. 40 Abs. 1 

des Gesetzes über Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) und der Art. 63 ff der Gemeindeord-

nung (GO) hat die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Grundschule Wiedergeltingen am 
18.10.2016 folgende Haushaltssatzung 2016 beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 

 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im 

 

VERWALTUNGSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit 137.050 € 

 

und im 
 
VERMÖGENSHAUSHALT in den Einnahmen und Ausgaben mit  18.100 € 
 

ab. 

 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 

 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
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§ 4 
 

Schulverbandsumlage 
 
A) Schülerzahlen 

 
Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 

vom 01.10.2015 auf 94 Verbandsschüler festgesetzt, die sich wie folgt aufteilen: 

 
Amberg 48 

Wiedergeltingen 46 
 
B) Verwaltungsumlage 
 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben 

im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2016 auf 103.400 € festgesetzt und nach der 

Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 

 

2. Die Verwaltungsumlage beträgt je Verbandsschüler 1.100 €. 
 

Somit entfallen auf die 

 

  Gemeinde Amberg (48 Schüler) 52.800 €  

  Gemeinde Wiedergeltingen (46 Schüler)   50.600 €  

  gesamt:  103.400 € 

 

C) Investitionsumlage 
 
Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt. 

 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
wird auf 10.000 € festgesetzt. 

 
§ 6 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01.01.2016 in Kraft. 

 

Wiedergeltingen, 27. Oktober 2016 

SCHULVERBAND GRUNDSCHULE WIEDERGELTINGEN 

 

Führer 
Schulverbandsvorsitzender 

 
II. 

 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Teile (Schreiben des Landratsamtes Unter-

allgäu vom 24.10.2016, Gesch.-Nr.: 24 - 9410.0). 
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III. 
 

Der Haushaltsplan liegt gemäß Art. 65 Abs. 3 GO in der Zeit vom 11.11.2016 bis 18.11.2016, die Haus-

haltssatzung gemäß § 4 Satz 1 Bekanntmachungsverordnung während des ganzen Jahres bei der Ge-
schäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Türkheim, Rathaus (Zimmer 12) zur Einsicht auf. 

 

 

Hans-Joachim Weirather 

Landrat 


